
 

1 Die Vorschriften des § 27 der Gemeindeordnung Nordrhein-Westfalen und des § 4 des Staatsangehörigkeitsgesetzes in der maßgeblichen 

Fassung sind auf der Rückseite des Formblattes abgedruckt. 
2 Zutreffendes bitte ankreuzen. 
3 Bei sonstigen Beweismitteln diese bitte benennen. 

 

 
Integrationsratswahl am 13. September 2020 

 
Antrag auf Eintragung in das Wählerverzeichnis nach § 27 Absatz 3 

Satz 3 Gemeindeordnung NRW1  
 
 

Ich beantrage die Aufnahme in das Kölner Wählerverzeichnis für die Wahl des Integrationsrates am  
13. September 2020. Fristende für diesen Antrag ist der 1. September 2020. 
 

Familienname:  

Vorname:  

Geburtsdatum:   Geburtsort:  

Nationalität:  

Anschrift/Wohnung:  
 

1. Erklärung 
 

Ich bin deutsche Staatsangehörige bzw. deutscher Staatsangehöriger. 
 

 Die deutsche Staatsangehörigkeit habe ich am ______________ durch Einbürgerung erhalten.2 
 

 Die deutsche Staatsangehörigkeit habe ich am ______________ nach § 4 Absatz 3 des 
Staatsangehörigkeitsgesetzes1 in der im Bundesgesetzblatt Teil III, Gliederungsnummer 102.1, 
veröffentlichen Fassung erworben.2 
 

Des Weiteren habe ich meine Hauptwohnung bzw. meinen gewöhnlichen Aufenthalt mindestens seit 
dem 16. Tag vor der Wahl in der Stadt Köln und halte mich seit mindestens einem Jahr im 
Bundesgebiet rechtmäßig auf. 

 
2. Als Nachweis füge ich bei: 

 

Beweismittel: 
 
 Kopie der 

Einbürgerungsurkunde 
 Geburtsurkunde  Sonstige Beweismittel3 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

  

Ort, Datum  Unterschrift  
 

 
Auf die beigefügte Datenschutzerklärung nach der EU-Datenschutzgrundverordnung (Art. 13 DSGVO) wird 
verwiesen. 

Stadt Köln  

Bürgerdienste - Wahlamt 

Dillenburger Str. 68-70 

51105 Köln 



 

 

Gemeindeordnung Nordrhein-Westfalen; § 27 Politische Teilhabe von Menschen mit Einwanderungsgeschichte 
(1) In einer Gemeinde, in der mindestens 5 000 ausländische Einwohner ihre Hauptwohnung haben, ist ein Integrationsrat zu bilden. 
In einer Gemeinde, in der mindestens 2 000 ausländische Einwohner ihre Hauptwohnung haben, ist ein Integrationsrat zu bilden, wenn mindestens 
200 Wahlberechtigte gemäß Absatz 3 Satz 1 es beantragen. 
In anderen Gemeinden kann ein Integrationsrat gebildet werden. 
Der Integrationsrat wird gebildet, indem die Mitglieder nach Absatz 2 Satz 1 gewählt werden und die vom Rat nach Absatz 2 Satz 4 bestellten 
Ratsmitglieder hinzutreten. Die Zahl der nach Absatz 2 Satz 1 zu wählenden Mitglieder muss die Zahl der nach Absatz 2 Satz 4 zu bestellenden 
Ratsmitglieder übersteigen. 
(2) In allgemeiner, unmittelbarer, freier, gleicher und geheimer Wahl werden für die Dauer der Wahlperiode des Rates die Mitglieder nach Listen 
oder als Einzelbewerber gewählt. Für die Mitglieder nach Listen und die Einzelbewerber können Stellvertreter gewählt werden. 
Die Wahl der Mitglieder findet am Tag der Kommunalwahl statt; in den Fällen des Absatz 1 Satz 2 und 3 ist auch eine spätere Wahl zulässig. 
Für den Integrationsrat bestellt der Rat aus seiner Mitte die weiteren Mitglieder. Die Bestellung von Stellvertretern ist zulässig. 
(3) Wahlberechtigt ist, wer 
1. nicht Deutscher im Sinne des Artikels 116 Absatz 1 des Grundgesetzes ist, 
2. eine ausländische Staatsangehörigkeit besitzt, 
3. die deutsche Staatsangehörigkeit durch Einbürgerung erhalten hat oder 
4. die deutsche Staatsangehörigkeit nach § 4 Absatz 3 des Staatsangehörigkeitsgesetzes in der im Bundesgesetzblatt Teil III, Gliederungsnummer 
102-1, veröffentlichten bereinigten Fassung, zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 28. August 2013 (BGBl. I S. 3458), erworben hat. 
Darüber hinaus muss die Person am Wahltag 
1. 16 Jahre alt sein, 
2. sich seit mindestens einem Jahr im Bundesgebiet rechtmäßig aufhalten und 
3. mindestens seit dem sechzehnten Tag vor der Wahl in der Gemeinde ihre Hauptwohnung haben. 
Die Gemeinde erstellt ein Wählerverzeichnis und benachrichtigt die Wahlberechtigten.  Wahlberechtigte, die nicht in dem Wählerverzeichnis 
eingetragen sind, können sich bis zum zwölften Tag vor der Wahl in das Wählerverzeichnis eintragen lassen. Sie haben den Nachweis über ihre 
Wahlberechtigung zu führen. 
(4) Nicht wahlberechtigt sind Ausländer 
1. auf die das Aufenthaltsgesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 25. Februar 2008 (BGBl. I S. 162), zuletzt geändert durch Artikel 1 des 
Gesetzes vom 12. Juli 2018 (BGBl. I S. 1147), nach seinem § 1 Absatz 2 Nummer 2 oder 3 keine Anwendung findet oder 
2. die Asylbewerber sind. 
(5) Wählbar sind mit Vollendung des 18. Lebensjahres alle wahlberechtigten Personen nach Absatz 3 Satz 1 sowie alle Bürger. 
Darüber hinaus muss die Person am Wahltag 
1. sich seit mindestens einem Jahr im Bundesgebiet rechtmäßig aufhalten und 
2. seit mindestens drei Monaten in der Gemeinde ihre Hauptwohnung haben. 
(6) Bei der Feststellung der Zahl der ausländischen Einwohner nach Absatz 1 lässt die Gemeinde die in Absatz 4 bezeichneten Ausländer sowie 
die Personen, die neben einer ausländischen auch die deutsche Staatsangehörigkeit besitzen, außer Betracht. 
(7) Für die Rechtsstellung der nach Absatz 2 Satz 1 gewählten Mitglieder gelten die §§ 30, 31, 32 Absatz 2, 33, 43 Absatz 1, 44 und 45 mit 
Ausnahme des Absatzes 5 Nummer 1 entsprechend. 
Der Integrationsrat wählt aus seiner Mitte einen Vorsitzenden und einen oder mehrere Stellvertreter. 
Der Integrationsrat regelt seine inneren Angelegenheiten durch eine Geschäftsordnung. 
(8) Rat und Integrationsrat sollen sich über die Themen und Aufgaben der Integration in der Gemeinde abstimmen. Der Integrationsrat kann sich 
darüber hinaus mit allen Angelegenheiten der Gemeinde befassen. Auf Antrag des Integrationsrates ist eine Anregung oder Stellungnahme des 
Integrationsrates dem Rat, einer Bezirksvertretung oder einem Ausschuss vorzulegen. Der Vorsitzende des Integrationsrates oder ein anderes vom 
Integrationsrat benanntes Mitglied ist berechtigt, bei der Beratung dieser Angelegenheit an der Sitzung teilzunehmen; auf sein Verlangen ist ihm 
dazu das Wort zu erteilen. 
(9) Der Integrationsrat soll zu Fragen, die ihm vom Rat, einem Ausschuss, einer Bezirksvertretung oder vom Bürgermeister vorgelegt werden, 
Stellung nehmen. 
(10) Dem Integrationsrat sind die zur Erledigung seiner Aufgaben erforderlichen Mittel zur Verfügung zu stellen. Der Rat kann nach Anhörung des 
Integrationsrates den Rahmen festlegen, innerhalb dessen der Integrationsrat über ihm vom Rat zugewiesene Haushaltsmittel entscheiden kann. 
(11) Für die Wahl zum Integrationsrat nach Absatz 2 Satz 1 gelten die §§ 2, 5 Absatz 1, §§ 9 bis 13, 24 bis 27, 30, 34 bis 46, 47 Satz 1 und § 48 
des Kommunalwahlgesetzes entsprechend; § 29 Kommunalwahlgesetz gilt entsprechend, soweit die Gemeinden keine abweichenden Regelungen 
treffen. Das für Kommunales zuständige Ministerium kann durch Rechtsverordnung das Nähere über die Wahlvorschläge sowie weitere 
Einzelheiten über die Vorbereitung und Durchführung der Wahl sowie über die Wahlprüfung regeln. 
(12) Anstelle eines Integrationsrates kann durch Beschluss des Rates ein beratender Ausschuss (Integrationsausschuss) gebildet werden. Für den 
Integrationsausschuss gelten die Regelungen für den Integrationsrat entsprechend. Ergänzend sind auf den Integrationsausschuss § 57 Absatz 4 
Satz 1 und § 58 anzuwenden. Die Zahl der nach Absatz 2 Satz 1 gewählten Mitglieder muss die Zahl der vom Rat nach Absatz 2 Satz 4 bestellten 
Ratsmitglieder und der vom Rat nach § 58 Absatz 3 bestellten sachkundigen Bürger übertreffen. Der Integrationsausschuss ist wie ein 
Ratsausschuss in die Beratungsfolge des Rates einzubinden. 
 
 
Staatsangehörigkeitsgesetz § 4  
(1) Durch die Geburt erwirbt ein Kind die deutsche Staatsangehörigkeit, wenn ein Elternteil die deutsche Staatsangehörigkeit besitzt. Ist bei der 
Geburt des Kindes nur der Vater deutscher Staatsangehöriger und ist zur Begründung der Abstammung nach den deutschen Gesetzen die 
Anerkennung oder Feststellung der Vaterschaft erforderlich, so bedarf es zur Geltendmachung des Erwerbs einer nach den deutschen Gesetzen 
wirksamen Anerkennung oder Feststellung der Vaterschaft; die Anerkennungserklärung muss abgegeben oder das Feststellungsverfahren muss 
eingeleitet sein, bevor das Kind das 23. Lebensjahr vollendet hat. 
(2) Ein Kind, das im Inland aufgefunden wird (Findelkind), gilt bis zum Beweis des Gegenteils als Kind eines Deutschen. Satz 1 ist auf ein 
vertraulich geborenes Kind nach § 25 Absatz 1 des Schwangerschaftskonfliktgesetzes entsprechend anzuwenden. 
(3) Durch die Geburt im Inland erwirbt ein Kind ausländischer Eltern die deutsche Staatsangehörigkeit, wenn ein Elternteil 

1. seit acht Jahren rechtmäßig seinen gewöhnlichen Aufenthalt im Inland hat und 
2. ein unbefristetes Aufenthaltsrecht oder als Staatsangehöriger der Schweiz oder dessen Familienangehöriger eine Aufenthaltserlaubnis 

auf Grund des Abkommens vom 21. Juni 1999 zwischen der Europäischen Gemeinschaft und ihren Mitgliedstaaten einerseits und der 
Schweizerischen Eidgenossenschaft andererseits über die Freizügigkeit (BGBl. 2001 II S. 810) besitzt. 
Der Erwerb der deutschen Staatsangehörigkeit wird in dem Geburtenregister, in dem die Geburt des Kindes beurkundet ist, eingetragen. Das 
Bundesministerium des Innern wird ermächtigt, mit Zustimmung des Bundesrates durch Rechtsverordnung Vorschriften über das Verfahren zur 
Eintragung des Erwerbs der Staatsangehörigkeit nach Satz 1 zu erlassen. 
(4) Die deutsche Staatsangehörigkeit wird nicht nach Absatz 1 erworben bei Geburt im Ausland, wenn der deutsche Elternteil nach dem 31. 
Dezember 1999 im Ausland geboren wurde und dort seinen gewöhnlichen Aufenthalt hat, es sei denn, das Kind würde sonst staatenlos. Die 
Rechtsfolge nach Satz 1 tritt nicht ein, wenn innerhalb eines Jahres nach der Geburt des Kindes ein Antrag nach § 36 des 
Personenstandsgesetzes auf Beurkundung der Geburt im Geburtenregister gestellt wird; zur Fristwahrung genügt es auch, wenn der Antrag in 
dieser Frist bei der zuständigen Auslandsvertretung eingeht. Sind beide Elternteile deutsche Staatsangehörige, so tritt die Rechtsfolge des Satzes 1 
nur ein, wenn beide die dort genannten Voraussetzungen erfüllen. 



 

 

Datenschutzerklärung zum Verfahren nach Art. 13 DSGVO 
 

Wenn Sie die Angebote des städtischen Internetauftritts unter stadt-koeln.de besuchen, erbringt die Stadt Köln für Sie einen 
Telemediendienst im Sinne des Telemediengesetzes. Dabei verarbeitet die Stadt Köln Ihre personenbezogenen Daten im Rahmen 
der gesetzlichen Bestimmungen, insbesondere der seit 25. Mai 2018 geltenden EU-Datenschutzgrundverordnung (DSGVO) sowie 
des derzeit gültigen Datenschutzgesetzes NRW. 

Weitere Informationen zum Datenschutz finden Sie in unserer allgemeinen Datenschutzerklärung der Stadt Köln. 

Verantwortlicher im Sinne der Datenschutz-Grundverordnung, sonstiger in den Mitgliedstaaten der Europäischen Union geltenden 
Datenschutzgesetze und anderer Bestimmungen mit datenschutzrechtlichem Charakter ist die: 

Stadt Köln-Bürgerdienste 
Wahlamt 
Dillenburger Str. 68-70 
51105 Köln 
Telefonnummer: 0221-221 34567 
E-Mail: wahlamt@stadt-koeln.de 

 

Auf Antrag werden Kölner Bürgerinnen und Bürger in das Wählerverzeichnis aufgenommen, die in Köln wahlberechtigt sind.  

Hierbei werden Ihre personenbezogenen Daten verarbeitet, also insbesondere erhoben, übermittelt, oder gespeichert. Ihre in 
diesem Zusammenhang zu verarbeitenden personenbezogenen Daten sind zweckgebunden, das heißt, sie werden nur für den 
Zweck verwendet, für den sie erhoben worden sind. 

Hierbei werden Ihre personenbezogenen Daten verarbeitet, also insbesondere erhoben, übermittelt, oder gespeichert. 

Ihre in diesem Zusammenhang zu verarbeitenden personenbezogenen Daten sind zweckgebunden, das heißt, sie werden nur für 
den Zweck verwendet, für den sie erhoben worden sind. 

Ihre Daten werden ausschließlich im Rahmen datenschutzrechtlicher Zulässigkeiten insbesondere an folgende IT-
Fachanwendungen oder andere Dienststellen/Behörden weitergeben oder befinden sich mit diesen im Rahmen der 
Sachbearbeitung im Datenaustausch: 

Im Rahmen der Sachbearbeitung erfolgen innerhalb der Stadtverwaltung Köln Datenübermittlungen zum 
Einwohnermeldeverfahren Meso. 

Rechtliche Grundlagen 
Die Rechtsgrundlage für die Verarbeitung Ihrer personenbezogenen Daten ist der § 11 Absatz 4 bis 6 der Kommunalwahlordnung.  

Dauer der Speicherung/Löschfristen 

Ihre Daten werden gemäß § 82 Absatz 2 und Absatz 3 der Kommunalwahlordnung 60 Tage vor der Wahl der neuen Vertretung 
gelöscht.  

Ihre Rechte 

Auf Ihre Rechte zu Auskunft, Berichtigung, Löschung, Sperrung, Übertragbarkeit und Widerspruch bezüglich der erfassten 
personenbezogenen Daten wird an dieser Stelle ausdrücklich hingewiesen. Rechtsgrundlagen hierfür sind die Artikel 15 bis 21 
der EU-Datenschutzgrundverordnung. 
Diese Rechte können nach Artikel 23 EU-Datenschutzgrundverordnung beschränkt werden. Der Landesgesetzgeber hat in den §§ 
12-14 des Datenschutzgesetzes Nordrhein-Westfalen von der Möglichkeit Gebrauch gemacht, die Rechte der betroffenen Person 
zu beschränken. Sollten Sie von den oben genannten Rechten Gebrauch machen, prüft die Stadt Köln, ob die gesetzlichen 
Voraussetzungen hierfür im Einzelfall erfüllt sind. 

Mögliche Beschwerden in datenschutzrechtlichen Angelegenheiten richten Sie bitte an die 

Stadt Köln 
Datenschutzbeauftragter 
Stadthaus Deutz – Ostgebäude 
Willy-Brandt-Platz 3 
50679 Köln 
Telefon: 0221 / 221-22457 oder 0221 / 221-22509 
 

Mögliche Beschwerden über das Vorgehen der Stadt Köln in datenschutzrechtlichen Angelegenheiten richten Sie bitte an die 

Landesbeauftragte für Datenschutz und Informationsfreiheit Nordrhein-Westfalen 
Postfach 20 04 44 
40102 Düsseldorf 
Telefon 0211 / 38424-0 
oder E-Mail: poststelle@ldi.nrw.de 

 


